
Bundesministerium für Gesundheit

Bekanntmachung [1105 A]
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung 

der Psychotherapie-Richtlinie: 
Präzisierung der Indikation 

„Abhängigkeit von Alkohol, Drogen 
oder Medikamenten“ 

und eine redaktionelle Änderung
Vom 14. April 2011

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 
14. April 2011 beschlossen, die Psychotherapie-Richtlinie in der
Fassung vom 19. Februar 2009 (BAnz. S. 1399), zuletzt geändert
am 15. Oktober 2009 (BAnz. S. 4137), wie folgt zu ändern: 

I.
Die Nummer 1 des §22 Absatz 2 wird durch folgende Num-
mern 1a und 1b ersetzt:
„1a. Psychische und Verhaltensstörungen durch psychotrope

Substanzen, im Falle der Abhängigkeit von psychotropen
Substanzen beschränkt auf den Zustand der Suchtmittel-
freiheit beziehungsweise Abstinenz.
Abweichend davon ist eine Anwendung der Psychothera-
pie bei Abhängigkeit von psychotropen Substanzen dann
zulässig, wenn die Suchtmittelfreiheit beziehungsweise
 Abstinenz parallel zur ambulanten Psychotherapie bis zum
Ende von maximal 10 Behandlungsstunden erreicht werden
kann. Das Erreichen der Suchtmittelfreiheit beziehungsweise
der Abstinenz nach Ablauf dieser Behandlungsstunden ist
in einer nicht von der Therapeutin oder von dem Thera-
peuten selbst ausgestellten ärztlichen Bescheinigung fest-
zustellen. Diese Feststellung hat anhand geeigneter Nach-
weise zu erfolgen. Sie ist von der Therapeutin oder von dem
Therapeuten als Teil der Behandlungsdokumentation vor-
zuhalten und auf Verlangen der Krankenkasse vorzulegen.
Kommt es unter der ambulanten psychotherapeutischen
 Behandlung zu einem Rückfall in den Substanzgebrauch,
ist die ambulante Psychotherapie nur fortzusetzen, wenn
unverzüglich geeignete Behandlungsmaßnahmen zur Wieder-
herstellung der Suchtmittelfreiheit bzw. Abstinenz ergriffen
werden.

1b. Psychische und Verhaltensstörungen durch Opioide und
gleichzeitige stabile substitutionsgestützte Behandlung 
gemäß Richtlinie „Methoden vertragsärztliche Versorgung“,
Anlage I, 2. (Substitutionsgestützte Behandlung Opiat -
abhängiger), beschränkt auf den Zustand der Beigebrauchs-
freiheit. 
Die Anwendung von Psychotherapie ist in diesen Fällen nur
zulässig bei regelmäßiger Zusammenarbeit und Abstimmung

hinsichtlich der Behandlungsziele und insbesondere der
Beigebrauchsfreiheit mit der substituierenden Ärztin oder
dem Arzt sowie bei etwaigen psychosozialen Betreuungs-
oder Behandlungsmaßnahmen mit den hierfür zuständigen
Stellen.“

II. 
Nach §25 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:
„(1a) In den Fällen des §22 Abs. 2 Nr. 1a Satz 2 und 3 entfällt

 jede weitere Leistungspflicht zur Fortführung der ambu-
lanten Therapie, wenn die Gründe für die Annahme der
voraussichtlichen Erreichbarkeit der Abstinenz bezie-
hungsweise Suchtmittelfreiheit entfallen, die Abstinenz
 beziehungsweise Suchtmittelfreiheit tatsächlich nicht 
bis zum Ende von 10 Behandlungsstunden erreicht wird
oder die geforderte Dokumentation nach §22 Abs. 2 Nr. 1a
Satz 2 und 3 nicht vorgelegt werden kann.“ 

III.
Die Nummern 2 und 3 des §23a Absatz 1 werden wie folgt neu
gefasst:
„2. Kurzzeittherapie bis 25 Stunden als Einzeltherapie in der 

tiefenpsychologisch fundierten Psychotherapie und/oder 
der Verhaltenstherapie auch in halbstündigen Sitzungen mit
entsprechender Vermehrung der Gesamtsitzungszahl (An-
tragsverfahren mit Begutachtung, sofern für die Therapeutin
oder den Therapeuten keine Befreiung gemäß §26a gilt).

3. Kurzzeittherapie bis 25 Stunden als Gruppentherapie (als
 tiefenpsychologisch fundierte Therapie nur bei Erwachsenen
und Jugendlichen und/oder als Verhaltenstherapie) (Antrags -
verfahren mit Begutachtung, sofern für die Therapeutin oder
den Therapeuten keine Befreiung gemäß §26a gilt).“

IV.
Die Änderung der Psychotherapie-Richtlinie tritt am Tag nach
der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.
Die tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf 
der Internetseite des Gemeinsamen Bundesausschusses unter
www.g-ba.de veröffentlicht.

Berlin, den 14. April 2011
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